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Energiekostenpauschale für kleine 
unternehmer
Hier eine Erstinfo zur neuen Förderung

Die Pauschalförderung beträgt einmalig zwischen 110,- 
und 2.475,- und wird abhängig von der Branche und dem 
Jahresumsatz berechnet. Dieses Energiekostenpauschale 
kann ab Mitte Mai (genauer Antragszeitrahmen zu Redak-
tionsschluss noch nicht bekannt) beantragt werden und gilt 
für das Jahr 2022 rückwirkend. Weil es für diesen staatlichen 
Zuschuss keine Steuerbefreiung gibt, erhöht sich dadurch 
der steuerliche Gewinn für das Jahr 2022. Sollte der Jahres-
abschluss 2022 bereits erstellt worden sein oder ist gar der 
Steuerbescheid für 2022 ergangen, muss dieser nachträglich 
wieder geändert werden.

Förderwürdig sind Klein- und Kleinstunternehmen mit einem 
Gesamtumsatz im Jahr 2022 von mindestens 10.000,- und 
maximal 400.000,-, Ausnahmen gibt es selbstverständlich 
auch wieder (zB die öffentliche Hand und einige Branchen). 
Wer bereits einen Energiekostenschuss bei der aws beantragt 
hat, darf keine Energiekostenpauschale anfordern. Die 
Abwicklung der Energiekostenpauschale erfolgt diesmal 
über die FFG (Österreichische Forschungsförderungsgesell-
schaft).

Seit kurzer Zeit ist bereits ein Selbst-Check möglich, der 
grundsätzlich nützlich ist. Gehen Sie dazu auf die Inter-
netseite www.engergiekostenpauschale.at, dort können 
Sie anhand von sechs Fragen prüfen, ob Sie einen Antrag 
einbringen sollen. Man stößt dort relativ schnell auf die erste 
Hürde für die Antragstellung: „Wie lautet der ÖNACE-Code 
für Ihr Unternehmen?“ wird abgefragt. Bei diesem Code 
handelt es sich um die Zuordnung Ihres Unternehmens zu 
einer bestimmten Branche für wirtschaftsstatistische Zwecke, 
das wird von der Statistik Austria verwaltet. Wenn Ihr Unter-
nehmen einen solchen Code bereits erhalten hat, dann finden 
Sie diesen im sog USP (das ist das Unternehmensserviceportal 
unter www.usp.gv.at) im Unterpunkt „Unternehmensdaten“, 
der Zugang zu diesem USP erfolgt mittels Handysignatur 
(diese wiederum können Sie über FinanzOnline beantragen, 
aber die meisten Unternehmer mussten diesen Schritt bereits 
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wegen der damaligen Corona-Förderungen tätigen). Sollten 
Sie keinen ÖNACE-Code haben, müssen Sie diesen bei der 
Statistik Austria beantragen bzw dort berichtigen lassen. Die 
Vergabe kann unter /www.statistik.at/formulare/antragsfor-
mular-klassifikations-mitteilung beantragt werden, geben 
Sie dort eine ausführliche Beschreibung Ihrer wirtschaft-
lichen Tätigkeit(en) an sowie eine Identifikationsnummer (zB 
Firmenbuchnummer, Steuernummer oder UID).

Der Antrag für die Energiekostenpauschale selbst ist über das 
USP einzubringen. Das kann leider nicht vom Steuerberater 
erledigt werden, sondern nur vom Unternehmen selbst.
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sehr gerne.

Inhalt dieser Ausgabe:

•  Bildungsfreibetrag und Bildungsprämie 

Haben Sie ohnedies vor, Ihre Mitarbeiter zu schulen und lässt 
es die vorweihnachtliche Zeitknappheit auch zu, dann haben 
Sie verschiedene Möglichkeiten, steuerliche Begünstigungen 
in Anspruch zu nehmen: Wer sich einer „vom Arbeitgeber 
verschiedenen Aus- und Fortbildungseinrichtung“ (zB WIFI) 
bedient, kann seit einigen Jahren wahlweise von den Auf-
wendungen einen gewinnmindernden Freibetrag von 20% 
geltend machen oder eine Gutschrift (= Prämie) in Höhe von 
6% am Abgabenkonto als Bildungsprämie lukrieren. Grund-
lage für die Berechnung sind jeweils Aufwendungen (Ausga-
ben), die unmittelbar Aus- oder Fortbildungsmaßnahmen 
betreffen, die im betrieblichen Interesse für Arbeitnehmer 
getätigt werden. Seminarbesuche lohnen sich daher!

Es gibt auch eine Begünstigung für rein innerbetriebliche 
Aus- und Fortbildungseinrichtungen (Freibetrag in Höhe von 
20%, keine Prämie). Der Gesetzgeber versteht darunter Ein-
richtungen, die mit einem Teilbetrieb vergleichbar sind und 
die Aus- und Fortbildungsmaßnahmen Dritten gegenüber 
nicht anbieten, sondern vielmehr nur die eigenen Arbeitneh-
mer schulen. Der Makel ist allerdings, dass der Freibetrag 
nur bis zur Höhe von 2.000,– der begünstigten Aufwendun-
gen je Kalendertag geltend gemacht werden kann.

•  Investitionen in Anlagegüter

Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens mit Nettoanschaf-
fungskosten über 400,– können nur im Wege der Abschrei-
bung (kurz: AfA) verteilt auf mehrere Jahre gewinnmindernd 
abgesetzt werden. Anschaffungen in den letzten 6 Monaten 
vor dem Bilanzstichtag wirken lediglich über die sog „Halb-
jahres-Abschreibung“. Voraussetzung dafür ist allerdings, 
dass die Nutzung (Inbetriebnahme) im zu Ende gehenden 
Wirtschaftsjahr mindestens einen Tag beträgt.

Nettoanschaffungskosten bis zu 400,– hingegen können als 
sofortiger Aufwand noch heuer zur Gänze gewinnmindernd 
geltend gemacht werden (vielleicht benötigen Sie noch einen 
Drucker oder einen neuen Bildschirm?). Größere Anschaf-
fungen vor Jahresende bringen immerhin noch die sog 
„Halbjahres-Abschreibung“.

Übrigens: Auch das Reparieren von vorhandenen Wirt-
schaftsgütern bringt sofortige Betriebsausgaben!

•  Gewinnrealisierung bei Lieferungen und  
  Dienstleistungen

Durch Verschieben der tatsächlichen Ausführung einer Wa-
renlieferung oder Dienstleistung in das nächste Jahr wird die 
Gewinnrealisierung verschoben. Denn: Halbfertige Erzeug-
nisse und Arbeiten werden nicht zum Verkaufspreis bewer-
tet!

•  Abzugsfähige Spenden 

Grundsätzlich können Spenden nicht als Betriebsausgaben 
geltend gemacht werden, Ausnahmen gibt es für folgende 
Spenden:

a) Spenden „der alten Art“

So können etwa Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen 
zur Durchführung von Forschungsaufgaben oder der Er-
wachsenenbildung dienenden wissenschaftlichen oder künst-
lerischen Lehraufgaben bis zu 10% des laufenden Gewinnes 
(vor Berücksichtigung eines Gewinnfreibetrages) abgesetzt 
werden. Allerdings ist der Kreis solcher „betriebsausgaben-
vermittelnder“ Empfänger begrenzt. Dazu gehören zum Bei-
spiel Universitätsinstitute oder gemeinnützige Vereine, wobei 
Letztere in einem von der Finanzverwaltung jährlich aktuali-
sierten Verzeichnis begünstigter Spendenempfänger (siehe 
BMF-Homepage) aufscheinen müssen. Seit kurzem gehören 
dazu auch private „Museen von gesamtösterreichischer Be-
deutung“ und Dachverbände, deren ausschließlich gemein-
nütziger Zweck die Förderung des Behindertensportes ist. 
Absetzbar sind außerdem Spenden (Geld- und Sachspenden) 

Checkliste & Steuerspartipps zum 
Jahresende 2013
Alle Jahre wieder kommt nicht nur das Christkind, sondern auch der unerfreuliche 32. Dezember. An 

diesem Tag ist bekanntermaßen einiges zu spät. Die nachstehende Übersicht zu steuerlichen Themen 

des Jahreswechsels erhebt nicht den Anspruch auf Vollständigkeit. Das ist in Anbetracht der Vielfalt 

des Steuer- und Sozialversicherungsrechtes auch gar nicht möglich.

Fortsetzung umseitig
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SoZIALLEISTuNGEN

Überblick über Zuverdienstgrenzen 
im Jahr 2023
In welcher Lebenssituation darf man eigentlich wie viel Zuverdienst haben ohne den Leistungsanspruch 
einzuschränken oder zu verlieren? In den einzelnen Gesetzen gibt es dazu unterschiedliche regeln, das 
bringt ein großes Maß an unübersichtlichkeit mit sich� Wir haben einen Überblick der wichtigsten Sozial-
leistungen - ohne Anspruch auf Vollständigkeit - zusammengestellt�

Eines gleich vorweg: Diese Auflistung kann nur einen groben 
Überblick geben und die Beratung im Einzelfall nicht erset-
zen! Die einzelnen Gesetze sind voll gespickt mit Ausnahmen 
und Sonderregelungen. Und noch eines: Die angeführten 
Grenzwerte beziehen sich auf das laufende Kalenderjahr.

Karenzgeld

Nach der Geburt eines Kindes kommt es üblicherweise zu 
einer Karenzzeit, während dieser Zeit bleibt das Arbeitsver-
hältnis zwar bestehen aber beide Vertragsteile haben keine 
Leistungsverpflichtung. Bei einer Teilzeit-Arbeit besteht die 
Möglichkeit einer sog Vollkarenz mit einer Nebenbeschäfti-
gung bis zur Geringfügigkeitsgrenze (diese liegt im Jahr 2023 
bei 500,91 Bruttobezug monatlich). Diese geringfügige Arbeit 
kann beim selben Arbeitgeber oder einem anderen Arbeitge-
ber aufgenommen werden. Dabei darf pro vollkarenziertem 
Kalenderjahr für max 13 Wochen die Geringfügigkeitsgrenze 
überschritten werden. Bei Überschreiten dieser Grenze kann 
es zum Verlust des Kündigungsschutzes des karenzierten 
Dienstverhältnisses kommen.

Kinderbetreuungsgeld

Das Kinderbetreuungsgeld (kurz: KBG) steht jedem Eltern-

teil in Österreich nach der Geburt des Kindes zu. Bei der 
Bezugsdauer kann zwischen 365 bis 851 Tagen entschieden 
werden, je nach gewähltem Modell. Auch die Auszahlungs-
höhe ist dabei abhängig vom sogenannten Karenzmodell. Es 
stehen zwei Modelle zur Auswahl:

•	 Pauschalleistung in Form eines Kinderbetreuungs-
geld-Kontos: Die Leistung ist unabhängig von der 
Erwerbstätigkeit der Eltern vor der Geburt eines Kindes.

•	 Einkommensabhängiges Kinderbetreuungsgeld für 
Menschen, die in den letzten sechs Monaten vor der 
Geburt des Kindes eine SV-pflichtige Beschäftigung aus-
geübt haben. Diese Variante ist für Eltern mit höheren 
Einkommen gedacht, die lediglich eine kurze „Babypau-
se“ beanspruchen wollen.

Für das KBG gibt es einen absoluten Grenzbetrag als Zu-
verdienstgrenze pro Kalenderjahr von 18.000,- sowie den 
höheren individuellen Grenzbetrag (das sind 60% der Ein-
künfte aus dem letzten Kalenderjahr vor der Geburt). Beim 
einkommensabhängigen KBG gilt eine niedrigere Zuver-
dienstgrenze von 7.800,-. 

Wichtig ist für beide Modelle der Gesamtbetrag der maß-

Fortsetzung auf Seite 3

Diese Zuverdienstgrenze wird oft irrtümlich mit der 
Zuverdienstgrenze zum Kinderbetreuungsgeld in Ver-
bindung gebracht.

PRAXISHINWEIS

Nutzen Sie die Berechnungshilfe unter 
www.sozialversicherung.at/kbgZuverdienstrechner/

PRAXISHINWEIS
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geblichen Einkünfte, dazu zählen Einkünfte aus einer 
betrieblichen Tätigkeit und aus einer unselbständigen 
Erwerbstätigkeit. Nicht relevant sind Einkünfte aus Kapital-
vermögen, aus Vermietung bzw Verpachtung sowie sonstige 
Einkünfte. Ebenso ist zB die Familienbeihilfe nicht relevant.

Sie merken schon: Gerade in diesem Bereich ist die Ge-
setzeslage sehr kompliziert! Wird die Zuverdienstgrenze 
überschritten, muss jener Betrag zurückgezahlt werden, der 
über die Zuverdienstgrenze hinaus erzielt wurde. Die Über-
prüfung der Einkünfte erfolgt immer erst im Nachhinein 
durch den Krankenversicherungsträger.

Familienzeitbonus

Erwerbstätige Väter, die sich direkt nach der Geburt ihres 
Kindes rund einen Monat lang intensiv und ausschließlich 
der Familie widmen, erhalten finanzielle Unterstützung in 
Form des Familienzeitbonus (das sind 23,91 täglich). Wäh-
rend dieser Zeit muss der Vater alle Erwerbstätigkeiten 
vorübergehend einstellen (zB Sonderurlaub bei Dienstver-
hältnis bzw Inanspruchnahme Papa-Monat). Selbständige 
Väter müssen die betriebliche Tätigkeit unterbrechen und es 
muss eine Abmeldung von der SV erfolgen samt Ruhendle-
gung des Gewerbes.

Alterspension

Neben dem Bezug einer regulären Alterspension ist es mög-
lich, einen Zuverdienst ohne eine Beschränkung zu erzielen. 
Gerade für diese Fallgruppe möchte die Politik demnächst 
Begünstigungen einführen, um zusätzliche Arbeitskräfte auf 
den ausgehungerten Arbeitsmarkt zu locken.

Vorzeitige Alterspension

Bei einer vorzeitigen Alterspension bei Arbeitslosigkeit und 
bei langer Versicherungsdauer spielt die monatliche Ge-
ringfügigkeitsgrenze eine wesentliche Rolle: Die vorzeitige 
Pension fällt mit dem Tag weg, an dem diese Grenze durch 
Zuverdienst überschritten wird. 

Schwerarbeiter- & Korridorpension

Auch hier ist die Geringfügigkeitsgrenze zu beachten, um 
ein Wegfallen dieser Leistungen zu vermeiden. Relevant 
ist das Vorliegen einer Pflichtversicherung in der Pensions-
versicherung. Das gilt natürlich nur bis zum Erreichen des 
Regelpensionsalters (Männer 65. Lebensjahr, Frauen bisher 
darunter, künftig auch ab dem 65. Lebensjahr). Auch ein Be-
zug als öffentlicher Mandatar (zB Bezug als Bürgermeister) 
gilt als Erwerbstätigkeit, hier gilt als monatliche Einkom-
mensgrenze ein Betrag von 4.837,56. Bei Landwirten ist eine 
Pflichtversicherung unschädlich, solange der sog Einheits-
wert des Betriebes nicht höher als 2.400,- ist.

Der Pensionsanspruch fällt ab Überschreiten der Grenze weg 
und er lebt wieder auf, sobald diese pensionsschädliche Er-
werbstätigkeit eingestellt wird.

Invaliditäts- & Berufsunfähigkeitspension

Wird in diesen Fällen ein Erwerbseinkommen über der mo-
natlichen Geringfügigkeitsgrenze erzielt, dann wandelt sich 
der Anspruch um in eine Teilpension. Das kann zur Folge 
haben, dass sich der Pensionsbetrag verringert.

Witwen- & Waisenpension

Diese Pensionsarten betragen zwischen 0% und 60% der 
Pension des verstorbenen Ehepartners, dabei hängt der Pro-
zentsatz davon ab, welcher der beiden Eheleute die höhere 
Berechnungsgrundlage erworben hat. Wird der sog Schutz-
betrag (das sind 2.220,47 monatlich als Summe der Witwen-/
Witwerpension und den eigenen Einkommen) nicht erreicht, 
dann wird diese Pension auf 60% erhöht.

Überschreitet diese Summe den Betrag von 8.460,-, dann ver-
ringert sich der Prozentsatz so lange, bis der genannte Betrag 
nicht mehr überschritten wird.

Beim Zusammentreffen einer Waisenpension mit einer Er-
werbstätigkeit tritt kein Ruhen der Pension ein.

Arbeitslosengeld

Wird in solchen Fällen die monatliche Geringfügigkeitsgrenze 
infolge einer oder mehrerer Erwerbstätigkeiten überschritten, 
gilt man nicht mehr als arbeitslos und verliert den Anspruch 
auf Arbeitslosengeld für diesen Zeitraum.

Bei einer Weiterbeschäftigung der arbeitslosen Person beim 
selben Dienstgeber ist eine Beschäftigungspause von mindes-
tens einem Monat zu beachten, ansonsten liegt auch unter 
der Geringfügigkeitsgrenze keine Arbeitslosigkeit vor.

Notstandshilfe

Nach Erschöpfen des Anspruchs auf Arbeitslosigkeit kann 
ein Antrag auf Notstandshilfe gestellt werden. Auch hier gilt 
die Geringfügigkeitsgrenze - allerdings nicht nur für das sog 
Erwerbs-Einkommen, sondern für das gesamte Einkommen! 
Daher wird hier auch das Einkommen aus einer Vermietung 
oder zB aus der Witwen-/Witwerpension eingerechnet.

Familienbeihilfe

Die jährliche (hier gibt es keine monatliche Grenze) Zuver-
dienstgrenze liegt bei 15.000,- steuerpflichtiges laufendes 
Einkommen (also ohne 13. und 14. Gehalt) des Kindes selbst. 
Diese Zuverdienstgrenze gilt nur für jene Kalenderjahre, die 
nach der Vollendung des 19. Lebensjahres liegen. Bei Über-
schreitung der Grenze fällt der Anspruch auf Familienbeihilfe 
nur für den überschreitenden Teilbetrag weg (also Kürzung 
der Beihilfe).

Studienbeihilfe

Hier gibt es für die Höhe der Beihilfe einen Grundbetrag 
von 335,- und von diesem ausgehend gibt es zusätzliche 
Erhöhungen und Minderungen. Die Höhe des elterlichen 
Einkommens ist dabei relevant.

Die Zuverdienstgrenze liegt im Kalenderjahr bei 15.000,- 
Einkommen, wobei nach dem Studienförderungsgesetz alle 
steuerpflichtigen Einkünfte sowie Pensionen (also auch 
Waisenpension) und bestimmte steuerfreie Bezüge (wie zB 
Wochengeld, Kinderbetreuungsgeld, Arbeitslosengeld) zäh-
len! 

Wird nicht während des gesamten Kalenderjahres studiert, 
dann aliquotiert sich diese jährliche Zuverdienstgrenze. Bei 
Überschreiten der Zuverdienstgrenze kommt es im Nachhin-
ein zu einer Kürzung der Studienbeihilfe. Sollten Studierende 
Unterhalt für ihr eigenes Kind leisten, dann erhöht sich der 
Grenzbetrag (abhängig vom Kindesalter) um 3.000,- pro 
Kind.
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DIGITALE SErVIcES

ID Austria als 
Nachfolge der 
Handy-Signatur
ohne einen gesicherten Zugang zu zahl-
reichen öffentlichen Datenbanken läuft gar 
nichts� Sei es Finanzonline, Sozialversiche-
rungen oder elektronisches Postfach: Die 
lieb gewonnene Handysignatur wird in Kürze von der Nachfolgeeinrichtung ID Austria abgelöst�

Umstellung elektronischer Identi-
tätsnachweis

Die ID Austria ersetzt die bisherige 
Handy-Signatur frühestens ab Jahres-
mitte 2023. Dieser neue elektronische 
Identitätsnachweis bietet Zugang zum 
gesamten Angebot an digitalen Services 
der Sozialversicherung, Verwaltung 
und Wirtschaft. Bisher konnte die Re-
gistrierung zur Handy-Signatur von der 
ÖGK vorgenommen werden. ID Aust-
ria-Accounts können von der ÖGK 
hingegen künftig nicht mehr eingerich-
tet werden.

Dienstgeberinnen sowie Ver-
tretungsberechtigte von 
Unternehmen (Geschäftsführerinnen, 
Steuerberaterinnen etc), die bisher 
das Unternehmensserviceportal (kurz: 
USP) mit der Handy-Signatur genutzt 
haben, müssen die Umstellung auf die 
ID Austria vornehmen, um relevan-
te e-Services der ÖGK wie WEBEKU, 
ELDA oder e-Zustellung weiterhin in 
Anspruch nehmen zu können.

Zwei Varianten der ID Austria

Derzeit wird die ID Austria in zwei 
Varianten angeboten, einerseits die 
Basis-Variante und andererseits die 
Full ID Austria. Die Basis ID Austria 
bietet dieselben Funktionen wie die 
Handy-Signatur. Nutzerinnen, die ihre 
Handy-Signatur bei der Sozialversiche-
rung haben einrichten lassen, erhalten 
beim Umstieg auf die ID Austria diese 
sogenannte Basis ID Austria. Das be-
deutet:

•	 Nutzung mit TAN, SMS oder QR-
Code gilt weiterhin

•	 Funktionsumfang stimmt überein 
mit der bisherigen Handy-Signatur

•	 Keine dauerhafte Lösung – die 
Nutzungsdauer ist wie bei der 
Handy-Signatur auf fünf Jahre be-
grenzt

Eine Aufwertung der Handy-Signatur 
zur ID Austria kann jeder online selbst 
vornehmen.

Nach Ablauf des Zertifikats kann die 
Basis ID Austria nicht verlängert wer-
den. Es ist ein Umstieg – Aufwertung 
oder Neuausstellung – auf die Full ID 
Austria notwendig.

Die Full ID Austria bietet dieselben 
Funktionen wie die Handy-Signatur. 
Zusätzlich werden die digitalen An-
wendungsbereiche laufend erweitert 
(zum Beispiel der Digitale Führerschein, 
Zulassungsscheine etc). Eine Full ID 
Austria kann persönlich oder online 
eingerichtet werden. Das funktioniert 
so:

•	 Persönlich: Ermächtigte Regist-
rierungsbehörden (die ÖGK zählt 
zB nicht dazu) stellen die Full ID 
Austria aus oder überführen die 
Basis ID Austria in die vollwertige 
Variante:  www.oesterreich.gv.at/
id-austria/registrierungsbehoer-
den.html

Wer künftig einen Reisepass be-
antragt, wird automatisch eine 
vollwertige ID Austria erhalten 
(es sei denn, sie wird ausdrücklich 
abgelehnt). Personen, die keine 

österreichische Staatsbürgerschaft 
haben, bekommen die Full ID 
Austria nur bei der Landespolizei-
direktion.

•	 Online: Überführung bzw Aufwer-
tung der Basis ID Austria zur Full 
ID Austria.

Die vollwertige ID Austria gilt 
fünf Jahre, wenn sie direkt bei den 
zuständigen Behörden ausgestellt 
wurde. Eine aufgewertete Basis 
ID Austria gilt so lange, wie die 
vorangegangene Handy-Signatur 
gegolten hätte. Eine Verlängerung 
der Full ID Austria ist jederzeit 
online möglich:  www.a-trust.at/
meine-id-austria/verlaengerung 

Mehrere Handy-Signaturen einer Per-
son können unabhängig voneinander 
zur ID Austria aufgewertet werden und 
auch weiterhin nach dem Tag X ver-
wendet werden. 

Weitere Informationen 

Weiterführende Informationen zur 
ID Austria finden Sie im Menü „ID 
Austria“ auf der Plattform www.oes-
terreich.gv.at.

Auskünfte zur ID Austria erhalten Sie 
auch telefonisch bzw per Email unter 
+43 1 71123-884466 bzw buergerser-
vice.oegv@brz.gv.at

Die fünfjährige Nutzungsdau-
er der Handy-Signatur wird 
bei der Aufwertung zur Basis 
ID Austria nicht automatisch 
verlängert. Das Handy-Signa-
tur-Zertifikat sollte deshalb vor 
der Aufwertung überprüft und 
gegebenenfalls verlängert werden:   
w w w. h a n d y - s i g n a t u r. a t /
Aktivierung/Selbst/Handy/Ver-
laengerung.aspx

PRAXISTIPP

Für kurze Zeit ist noch eine Neu-
beantragung der Handy-Signatur 
über FinanzOnline möglich. Eine 
schon bestehende Handy-Signatur 
erlischt dadurch.

HINWEIS


